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1I. Arnim, Die Verfassung hinter der Verfassung 
einigung mit allen Folgen, die Arbeitslosigkeit und den Um-
bruch in der Alterszusammensetzung der Bevölkerung, der eine 
Anpassung und Neugestaltung unserer sozialen Systeme unaus-
weichlich macht. 
Hinzu kommt der sogenannte Wertewandel weg von der 
Obrigkeitshörigkeit und hin zum kritisch-rationalen Hinterfra-
gen - auch der politischen Institutionen. 
- Schließlich vermittelt die Verschärfung des internationalen 
Wettbewerbs durch Europäisierung und Globalisierung zuneh-
mend den Eindruck, daß wir uns einen mangelhaften Ord-
nungsrahmen immer weniger leisten können, weder in der 
Wirtschaft noch in der Politik. Auch Mängel des institutionel-
len Rahmens der Politik erhalten damit aus politikökonomi-
scher Perspektive den Charakter von Standortnachteilen im 
globalen Wettbewerb. 
TI. Verfassung und Verfassungswirklichkeit 
Vor diesem Hintergrund kann man heute nicht mehr dar-
über hinwegsehen, daß die geschriebene Verfassung und 
die Realität weit auseinanderklaffen. Kernvorschriften des 
Grundgesetzes stehen häufig nur noch auf dem Papier. Der 
Sinn wichtiger Verfassungsvorschriften wird ins Gegenteil 
verkehrt. Das ist nicht nur eine juristische Frage, sondern 
steht auch in Zusammenhang zu den Fehlentwicklungen, 
die allgemein beklagt werden: dem Partizipationsdefizit 
und der mangelnden Handlungsfähigkeit der Politik. 
1. Ausgewogenheits- und Richtigkeitsverheißungen des Grundge-
setzes 
a) Gewaltenteilung. Das Grundgesetz postuliert Gewal-
tenteilung (Art. 20 II 2 GG) 3. Tatsächlich gehören Mitglie-
der der Regierung und die Parlamentarischen Staatssekre-
täre gleichzeitig auch dem Parlament an. Dieselben Perso-
nen sollen also in ihrer Eigenschaft als Abgeordnete sich 
selbst in ihrer Eigenschaft als Minister kontrollieren. Inter-
essenverquickung ist die zwangslä ufige Folge 4. "Von einer 
Gewaltenteilung zwischen Legislative und Exekutive" 
kann "vernünftigerweise nicht mehr die Rede sein" s. Auch 
wenn man dies im parlamentarischen System mit seinem 
Gegensatz von Regierung und Opposition für nicht so 
schlimm halten mag, so zeigen doch die Länder Hamburg 
und Bremen, daß man es auch anders machen kann. Dort 
verbieten die Verfassungen den Senatoren aus gutem 
Grund, gleichzeitig noch Abgeordnete zu bleiben. Im 
übrigen: Wenn Minister ohnehin nicht gleichzeitig Parla-
mentarier sein könnten, wäre der Regierungschef in gerin-
gerem Maße als bisher dem politischen Druck seiner 
Fraktion ausgesetzt, seine Minister aus den Reihen der 
Parlamentarier auszuwählen, so daß er freier würde, auch 
"Seiteneinsteiger" in sein Kabinett zu berufen 6. In keinem 
Fall sollten Minister neben ihren Amtsbezügen noch ein 
nennenswertes (teils steuerpflichtiges, teils steuerfreies) 
Zweitgehalt aus dem Abgeordnetenmandat beziehen, wie 
dies aber im Bund und in den meisten Ländern der Fall 
ist. Niedersachsen hat diesen Mißstand mit Recht abge-
schafft 7. 
Hinzu kommt: Die deutschen Parlamente sind völlig ver-
beamtet 8• In vielen Landesparlamenten kommt weit mehr 
als die Hälfte der Abgeordneten aus dem öffentlichen 
Dienst 9• Wie aber sollen Beamten-Parlamente die nötige 
Distanz aufbringen, um die grundlegenden Reformen des 
öffentlichen Dienstes und der Verwaltung, die eigentlich 
nötig wären, auch nur zu konzipieren - von der Durchset-
zung ganz zu schweigen 10? Die Verbeamtung hat in 
Deutschland Tradition. Schon der Reichstag von 1871 war 
zu fast zwei Dritteln von Beamten dominiert 11. Und im 
Parlamentarischen Rat von 1948/49 besaßen die Staatsdie-
ner eine ähnliche Mehrheit 12. Kein Wunder, daß sie sich 
dem Wunsch der Amerikaner und Briten widersetzten und 
ein Verbot für Beamte, sich für ein Parlamentsmandat zu 
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bewerben, wie es in Großbritannien und den USA besteht, 
eben nicht ins Grundgesetz schrieben 13. 
Geht es um die Eigeninteressen von Berufspolitikern, et-
wa bei ihren Diäten, ihren Altersrenten und der Parteienfi-
nanzierung 14, aber auch beim Wahlrecht und bei vielen 
Strukt1,lrfragen, sind Regierung und Opposition sich meist 
fraktionsübergreifend einig und ziehen an einem Strang, so 
daß auch die Opposition als Gegengewicht ausfällt. Statt 
Gewaltenteilung herrschen dann erst recht Gewaltenver-
mengung und Kungelei J 5. . 
b) Gleicher Zugang zu öffentlichen Ämtern. Das Grund-
gesetz betont, daß Beamten- und RichtersteIlen nur nach 
persönlicher Qualifikation und fachlicher Leistung verge-
ben werden dürfen (Art. 33 II GG). Tatsächlich grassiert 
"Parteibuchwirtschaft" in immer weiteren Bereichen 16. 
c) Gesetzmäßigkeit und Neutralität der Verwaltung. 
Wenn aber Schlüsselstellungen im Staat, in Gerichten, in 
öffentlichrechtlichen Medien und in der öffentlichen Wirt-
schaft mit Parteigenossen besetzt werden, was wird dann 
aus dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
(Art. 20 III GG), aus dem Gebot, daß alle Bürger vom 
Staat gleich zu behandeln sind (Art. 3 GG), etwa bei der 
Vergabe von Subventionen und öffentlichen Aufträgen? 
Kann von Bediensteten, die ihre Stellung der Parteipatro-
nage verdanken, wirklich erwartet werden, daß sie dem Pa-
tronageprinzip bei ihrer Amtsführung abschwören? 
d) Allgemeine Interessen kommen zu kurz. Der plurali-
stischen Demokratie liegt die Verfassungserwartung zu-
grunde, daß die Gesetzgebung und andere politische Ent-
scheidungen tendenziell zu ausgewogenen und richtigen 
Ergebnissen führen 17. Tatsächlich aber sind spezielle Inter-
essen besser organisierbar als allgemeine, so daß die Politik 
unter dem Druck von Verbänden leicht die wichtigen aUge-
3) Zur Idee der Gewaltenteilung: de Montesquieu, Vom Geist der Ge-
setze, in neuer Übertragung eingeleitet und herausgegeben von Forsthoff, 
1951, 11. Buch, 6. Kapitel, S. 214 H. Zur Verfassungswirklichkeit der Ge-
waltenteilung schon Weber, in: ders., Spannungen und Kräfte im westdeut-
schen Verfassungssystem, 3. Aufl. (1970), S. 152ff. 
4) Meyer, in: SchneideriZeh (Hrsg.), Parlamemsrecht und Parlaments-
praxis in der Bundesrepublik Deutschland, 1989, S.117 (127ff., 
Rdnrn. 23 ff.); v. Münch, NJW 1998,34 f. 
5) Herzog, in: MaunzlDüriglHerzog, GG, Art. 20 GG Rdnr. 29. 
6) Dieser Effekt würde noch verstärkt, wenn das - ohnehin teilweise 
verfassungsrechtlich angefochtene (Arr. 28 12 GG) - sogenannte ruhende 
Mandat (Art. 108 II BremVerf.; Arr. 38 11 HbgVerf.; § 39 Bürgerschafts· 
wahlgesetz) beseitigt würde. Danach ruht das Abgeordnetenmandat eines 
ins Kabinett berufenen Parlamentariers, lebt aber mit dem Ende des Mini-
ster- bzw. Senatorenamts wieder auf. Die verfassungsrechtliche Problema-
tik folgt aus der prekären Stellung des Nachrückers, der nur so lange Abge-
ordneter ist und bleibt, wie das Mandat des Ministers oder Senators ruht. 
Die daraus resultierenden Bedenken müssen aber gegen den Grundsatz der 
Gewaltenteilung abgewogen werden (v. Münch, in: ders. [Hrsg.], GG, 
Bd. 2, 3. Auf!. [1995J, Art. 38 Rdnr. 78 m. w. Nachw.). 
7) v. Arnim, Diener vieler Herren, 1998, S. 140ff. 
8) Das BVerfG (E 40,296 [321] = NJW 1975, 2331) sieht in der zuneh-
menden Verheamtung mit Recht eine Gefahr für die Gewaltenteilung. 
9) Vilmar, Gegen die Verbeamtung der Parlamente. Gutachten für die 
Parrei "Graue Panther", 1994. 
10) Ellwein, Das Dilemma der Verwaltung, 1994, S. 121. 
11) GaU, Bismarck. Der weiße Revolutionär, 1980, S. 389. 
12) v. Arnim, Fetter Bauch regiert nicht gern. Die politische Klasse -
selbstbezogen und abgehoben, 1997, S. 226 (235 f.). 
13) Blum, Das Passive Wahlrecht der Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes in Deutschland nach 1945 im Widerstreit britisch-amerikanischer 
und deutscher Vorstellungen und Interessen, 1972, S. 31 ff. 
14) BVerfGE 85,264 (292): In diesen Fällen "ermangelt das Gesetzge· 
bungsverfahren regelmäßig des kortigierenden Elements gegenläufiger po· 
litischerInteressen". Siehe zum Ganzen auch v. Arnim, Die Partei, der Ab-
geordnete und das Geld, 2. Auf!. (1996). 
15) ScheuchlScheuch, Cliquen, Klüngel und Karrieren, 1992; v. Arnim 
(0. Fußn. 12), durchgehend. 
16) Eschenburg, Ämterpatronage, 1961; 1I. Arnim, Ämterpauonage 
durch politische Parteien, 1980; Herzog, Verfassungsrechtliche Grundla-
gen des Parteienstaates, 1993, S. 33 f. 
17) BVerfGE 5, 85 (135, 198) = NJW 1956,1393. 
-, 
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meinen Interessen vernachlässigt 18 . Kaum einer hat dieses 
Repräsentationsdefizit so ungeschminkt beim Namen ge-
nannt wie Roman Herzog 19 - als er noch Hochschullehrer 
in Speyer war. 
Ein Beispiel sind die Subventionen in dreisteIliger MilIi-
ardenhähe: Gut organisierte Interessenten haben sie durch-
gesetzt und verteidigen sie ganzherzig gegen alle halbherzi-
gen Abbauversuche, obwohl Subventionen (einschließlich 
der Steuervergünstigungen) dem allgemeinen Interesse an 
gleichmäßiger und niedriger Abgabenbelastung offensicht-
lich zuwiderlaufen 20. 
Finden Interessen aber desto weniger Berücksichtigung, 
je größer der Kreis der Betroffenen ist, läuft das letztlich 
auf einen "Mechanismus umgekehrter Demokratie" hin-
aus. Das ist der Grund, warum man das allgemeine Interes-
se an Geldwertstabilität vom Spiel der Verbände und Par-' 
teien separiert und in die Hand der unabhängigen Bundes-
bank 21, neuerdings der Europäischen Zentralbank, gelegt 
hat (Art. 88 GG n. E)22. 
Die Macht der Lobby (und ihrer parlamentarischen An-
sprechpartner) zeigt sich auch im mangelnden Schutz von 
Volksvertretern vor Korruption. Der von den Abgeordne-
ten selbstgemachte Straf tatbestand der Abgeordnetenbe-
stechung ist so eng gefaßt, daß er praktisch nie zur Anwen-
dung kommen wird 23. So können Abgeordnete, die zur Si-
cherung ihrer Unabhängigkeit aus Staatsmitteln voll be-
zahlt und versorgt werden, gleichzeitig "ganz legal" noch 
hauptamtlich Verbandsfunktionäre sein und so ihre Unab-
hängigkeit verkaufen (wie zum Beispiel der Bundestagsab-
geordnete und Hauptgeschäftsführer der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände Reinhard Gäh-
ner und der Chef des Brüsseler Büros des Bertelsmann-
Konzerns und einflußreiche Europaabgeordnete Elmar 
Brok) 24. 
e) Zukunftsinteressen kommen zu kurz. Ähnliche Un-
ausgewogenheiten des politischen Prozesses bestehen hin-
sichtlich künftiger Interessen des Volkes. Auch sie kommen 
- angesichts des Kurzfristhorizonts der Parteien- und Ver· 
bändedemokratie 25 - leicht zu kurz 26• Das findet in der 
Zunahme der Staatsverschuldung, in der mangelnden Vor-
sorge für die künftige Alterssicherung, in der Überbesteue-
rung von Investitionen in Betrieben und in der steuerlichen 
Benachteiligung des Unterhalts von Kindern (verstanden 
ebenfalls als Investition in zukünftige Generationen) ihren 
Ausdruck. Das BVerfG versucht hier bekanntlich gegenzu-
steuern, indem es erst kürzlich wieder die Benachteiligung 
von Kinderreichen bei der Besteuerung27 und bei der Be-
amtenbesoldung 28 für verfassungswidrig erklärt hat und 
eine grundlegende Änderung der entsprechenden Bestim-
mungen erzwingt. 
f) Offene Flanke des Grundgesetzes: Überbesteuerung. 
Das Grundgesetz schützt das Eigentum und läßt Enteig-
nungen nur gegen Entschädigung zu (Art. 14 GG). Doch 
gegen Überbelastung mit Steuern und sonstigen öffentli-
chen Abgaben und gegen Geldentwertung besteht her-
kömmlicherweise kein grundrechtlicher Schutz 29 , obwohl 
durch sie der Wert des Eigentums besonders nachhaltig 
ausgehöhlt werden kann. Diese offene Flanke 30 ist nur 
dadurch zu erklären, daß das Grundgesetz von der ten-
denziellen Ausgewogenheit und Richtigkeit des politi-
schen, auch des steuer- und finanzpolitischen, Prozesses 
ausgeht, ein Ausgangspunkt, der in Wahrheit eben nicht 
mehr voll zutrifft. Auch hier hat das BVerfG versucht, mit 
dem in kühner Rechtsfortbildung entwickelten sogenann-
ten Halbteilungsgrundsatz
j 
Barrieren gegen Politik und 
Gesetzgebung zu errichten 1. Nach jenem Grundsatz darf 
den Steuerzahlern nicht mehr als die Hälfte ihres Einkom-
mens weggesteuert werden, ohne daß die genaue Rcich-
v. Arnim, Die Verfassung hinter der Verfassung 
weite dieses Grundsatzes bisher aber erkennbar würde. 
Den Schutz vor Geldentwertung hat inzwischen die unab-
hängige Zentral bank übernommen. Ein entsprechender 
institutioneller Schutz vor zu hohen Abgaben ist nicht in 
Sicht. 
g) Wirtschaftlichkeit. Das Grundgesetz, die Haushalts-
und Gemeindeordnungen binden Staat und Kommunen 
und alle ihre Amtsträger an die Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit32• Doch kaum eine rechtli-
che Bindung wird in der Praxis so häufig ignoriert. Das 
Vollzugsdefizit ist hier derart eklatant, daß der Soziologe 
Niklas Luhmann in Frage gestellt hat, ob Staat und Ver-
waltung überhaupt wirtschaftlich handeln können 33. 
Daran ändern auch die Rechnungshöfe, so wie sie derzeit 
organisiert sind, wenig. Was für ein Gegengewicht die 
Rechnungshöfe - gemeinsam mit der öffentlichen Mei-
nung - allerdings bilden könnten, würde sich zeigen, 
wenn ihre Spitze nicht mehr vom Parlament nach partei-
politischem Proporz, sondern direkt vom Volk gewählt 
würde 34 • Wie ausgeprägt der Widerstand der Politik ge-
gen die Anforderungen des Wirtschaftlichkeitsprinzips 
und die Kontrolle seiner Einhaltung ist, zeigt auch der 
Umstand, daß eine klare Festlegung von Zielen (die Kon-
trolle auf Wirtschaftlichkeit erleichtern, aber damit auch 
politische Angreifbarkeit bedeuten würde) regelmäßig un-
terbleibt - selbst dort, wo die Zielkonkretisierung gesetz-
lich vorgeschrieben ist, z. B. bei den Subventionen 
(§ 12 IV StabG) und bei Beteiligung der öffentlichen 
Hand an privatrechtlichen Gesellschaften (§ 65 I Nr. 1 
Bundes- und Landeshaushaltsordnungen). 
h) Gemeinwohlbindung. Das Grundgesetz und die Lan-
desverfassungen verpflichten alle Staatsgewalt und alle 
Amtsträger auf das Gemeinwohl 35 • Gemeinwohl ist zwar 
ein vager, generalklauselartiger Begriff. Was er inhaltlich 
verlangt, ist im Einzelfall schwer zu entscheiden. Eines 
aber ist klar: Er verlangt uneigennütziges Handeln der 
Amtsträger. Gemeinwohlorientiertes Handeln ist das Ge-
genteil von eigennützigem Handeln. Tatsächlich orientie-
ren sich Berufspolitiker bei ihren Entscheidungen aber im 
Zweifel meist an ihren eigenen Interessen. Darauf wird 
noch näher einzugehen sein (unter III). Denn hier liegt der 
Schlüssel sowohl für das Verständnis des Wandels vieler 
grundgesetzlicher Bestimmungen als auch für die Konz~p­
tion von Reformüberlegungen, die der Problematik ad-
äquat sind. 
18) OJsDn, Die LDgik des kollektiven Handeins, 1968; v. Arnim, Ge-
meinwohl und Gruppeninteressen. Die Durchsetzungsschwäche allgemei-
ner Interessen in der pluralistischen Demokratie, 1977. 
19) Herzog, Allgemeine Staatslehre, 1971, S. 67 ff. 
20) v. Arnim, FinArch 1986,81. 
21) BVerfGE 89, 155 (208). Zum Ganzen v. Arnim (0. Fußn.18), 
Kap.]. 
22) v. Arnim, Volkswirtschaftspolitik, 6. Aufl. (1998), S. 231 ff. 
23) Baron, NJW 1994,1098. 
24) v. Arnim (0. Fußn. 7), S. 41 ff. 
25) v. Arnim, Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzei. 
tung Das Parlament, B 48/87 v. 28.11. 1987, S. 17. 
26) v. Weiuäcker, in: v. Arnim (Hrsg.), Adäquate Institutionen: Voraus. 
setzung für gute und bürgernahe Politik? (erscheint demnächst). 
27) BVerfG, N]W 1999, 557. Dazu SchemmeJ, Der Kindergrund. 
freibetrag. Ein steuerpolitischer und verfassungsrechtlicher Mißgriff (Stel. 
lungnahmen des Karl·Bräuer-Insrirurs des Bundes der Steuerzahler), 
1999. 
28) BVerfG, N]W 1999, 1013. 
29) Krit. dazu Kirchhof/v. Arnim, WDStRL 39,213 (286,361). 
30) Hettlage, VVDStRL 14, 3 ff. (4 f.). 
31) BVerfGE 93, 121 ff. = NJW 1995, 2615. 
32) u. Arnim, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, 1989. 
33) Luhmann, VerwArch 1960, 97ff. 
34) Ähnlich auch Frey/Sema, FinArch 1990,244 (263 f.). 
35) lsensee, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Hdb. des Staatsrechts, Bd. III, 
1988, S. 3 ff.; v. Arnim (0. Fußn. 18), S. 11 H. 
-,------ ----------------~_. 
v. Arnim, Die Verfassung hinter der Verfassung 
Die Fehlentwicklungen ließen sich nur aufbrechen und 
die Schieflage nur ausbalancieren, wenn - so meine These-
das Volk wirksam Einfluß erhielte. Aber gerade daran fehlt 
es bislang. 
2. Entmündigung des Souveräns 
a) Freie und unmittelbare Wahl? Das Grundgesetz ver-
spricht allen Bürgern, sie könnten ihre Abgeordneten un-
mittelbar und frei wählen (Art. 28 12 und Art. 38 I 1 GG). 
In Wirklichkeit kann der Wähler - aufgrund der Eigenhei-
ten unseres Verhältniswahlrechts - die Kandidaten oft ge-
rade nicht auswählen. Alle Kandidaten, die die Parteigre-
mien auf sogenannte sichere Listenplätze gesetzt haben, 
sind mit der Nominierung durch die Partei praktisch auch 
schon gewählt 36 • Auf diese Weise immunisieren sich Be-
rufspolitiker gegen eine Abwahl durch die Bürger. Die ei-
gentliche Volkswahl wird zur Farce; von Freiheit und Un-
mittelbarkeit kann keine Rede mehr sein 37. 
Ein Beispiel unter hunderten: Bei der letzten Bundestagswahl 
kämpften im Wahlkreis Ludwigshafen Helmut Kohl (CDU) und 
Doris Barnett (SPD) um das Direktmandat. Da beide Kandidaten 
aber auf den Listen ihrer Parteien abgesichert waren, stand von 
vornherein fest, daß auch der Verlierer in den Bundestag einziehen 
würde. Alles Wahlkampfgetöse war nur vordergründige Inszenie-
rung, um den Bürger darüber hinweg zu täuschen, daß er in Wahr-
heit gar nichts mehr zu entscheiden hatte. 
Bei der Europawahl, bei der deutsche Wähler nur eine Stimme 
haben, ist die Bevormundung der Wähler noch krasser. Auch hier-
zu ein Beispiel: Die SPD hatte 1994 40 von insgesamt 99 deut-
schen Abgeordneten nach Straßburg entsandt. Am 13. 6. 1999 
schnitt sie sehr schlecht ab und verlor sieben Sitze. Dennoch konn-
ten zumindest ihre Kandidaten mit den Listenplätzen 1 bis 32 
schon lange vor dem Wahltermin ihres Erfolges bei der Europa-
wahl absolut sicher sein, mochte auch der Wähler fast keinen von 
ihnen nur dem Namen nach kennen. 
b) Gleiches Recht der Wählbarkeit? Das Grundgesetz 
verbrieft alleq Bürgern das gleiche Recht, gewählt zu wer-
den. Tatsächlich bekommt man in den bei den großen west-
lichen Parteien in der Regel nur nach unendlicher "Ochsen-
tour" die Chance, als Parlamentskandidat an aussichtsrei-
cher Stelle nominiert zu werden 38. Die Kandidaten werden 
nicht primär wegen ihrer Qualität als Volksvertreter aufge-
stellt, sondern wegen ihrer Vorleistungen für die Partei -
und sie müssen auch nach Übernahme des Mandats kräftig 
bluten: Wer der Partei ein Mandat (oder ein anderes besol-
detes Amt) verdankt, muß dafür hohe Abgaben aus seinem 
staatlichen Gehalt zahlen ("Parteisteuern ") 39. Die vorheri-
ge Ochsentour können sich aber nur "Zeitreiche" und 
"Immobile" leisten 40. Deshalb hat - neben Verbandsfunk-
tionären - vor allem eine bestimmte Kategorie von Beam-
ten, besonders Lehrer, die beste Voraussetzung, ein Parla-
mentsmandat zu erlangen und in Partei, Politik und Parla-
ment eine Rolle zu spielen. Hier liegt eine Wurzel für die 
Verbeamtung der Parlamente. 
c) Öffentlichkeit. Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip 
verlangen an sich grundsätzliche Öffentlichkeit in Staat 
und Verwaltung 41. Das Öffentlichkeitsgebot ist von zen-
traler Bedeutung in der Demokratie, weil Öffentlichkeit 
notwendige Voraussetzung für die umfassende Informa-
tion des Bürgers als des eigentlichen Souveräns in der De-
mokratie ist'l2. Tatsächlich herrscht statt Öffentlichkeit 
meist das Gegenprinzip des Amtsgeheimnisses 43. Das gibt 
den politischen Machthabern die Möglichkeit des strate-
gischen Gebrauchs von Öffentlichkeit. Sie können - je 
nach Gutdünken - Vorgänge und ihre Hintergründe ge-
heimhalten oder sie im Wege einer gezielten Aktion de-
monstrativ publizieren. Es steht ihnen also häufig frei, das 
Wesentliche zu verbergen und nur das preiszugeben, was 
sich sehen lassen kann, und dies dann besonders attraktiv 
zu präsentieren 44. Mit der Art von Öffentlichkeit, die das 
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Grundgesetz meint, hat derartige den Bürger bevormun-
dende "Öffentlichkeitsarbeit", die bisweilen nur schwer 
von Manipulation zu unterscheiden ist, kaum mehr etwas 
zu tun. 
3, Entmündigung der Volksvertreter 
a) Freies Mandat? Die Abhängigkeit setzt sich auch nach 
der Wahl fort. Das Grundgesetz garantiert den Abgeordne-
ten zwar das freie Mandat (Art. 38 I 2 GG). In Wirklich-
keit sind die Abgeordneten in die sogenannte Fraktionsdis-
ziplin eingebunden. Treffen sie dennoch Entscheidungen 
"nach ihrem Gewissen" - ohne daß die Fraktionsführung 
das Stimmverhalten ausnahmsweise einmal "freigegeben" 
hat -, geraten sie leicht ins parteipolitische Abseits und 
müssen befürchten, bei der nächsten Wahl nicht wieder 
aufgestellt zu werden 45. 
b) Koalitionsverträge. Die Verfassungen versprechen 
auch den Regierungen, Fraktionen und Parteien die Frei-
heit der politischen Entscheidungen (über Personen und 
Programme). Tatsächlich dominieren (aufgrund des Ver-
hältniswahlrechts) Koalitionsvereinbarungen, die von we-
nigen politischen "Elefanten" ausgehandelt werden. Alle 
anderen Politiker (in den Fraktionen, Parteien und Regie-
rungen) können die Vereinbarungen dann oft nur noch 
nachträglich abnicken und während der Legislaturperiode 
abarbeiten, wollen sie das ganze Paket und damit das Zu-
standekommen und den Fortbestand der Koalition nicht 
gefährden 46. Das hat wiederum Rückwirkungen auf das 
Wahlrecht. Der Wähler kann oft nicht einmal die große 
Richtung der Politik bestimmen. Kleine Parteien spielen 
Zünglein an der Waage und entscheiden durch ihre Koali-
tionspräferenzen darüber, wer die Mehrheit im Parlament 
erhält und die Regierung stellt. Zudem führen abweichen-
de Mehrheiten im Bundesrat dazu, daß alle wichtigen 
Entscheidungen nur noch von den großen Parteien ge-
meinsam getroffen werden können. Dann kann der Bür-
ger wählen, wen er will: Das Ergebnis bleibt weitgehend 
das gleiche. 
4. Aliment~tion statt Entschädigung 
Die Verfassungen geben den Abgeordneten ausdrücklich 
einen Anspruch auf "eine ihre Unabhängigkeit sichernde 
Entschädigung" (Art. 48 III 1 GG). Das bedeutet nach 
Wortlaut und Sinn, daß Abgeordnete Anspruch auf Ko-
36) Kaack, Wer kommt in den Bundestag? Abgeordnete und Kandida-
ten, 1969; Kremer, Der Weg ins Parlament. Kandidatut zum Bundestag, 
1982. 
37) v. Amim, Staat ohne Diener, 1993, Kap. 2 IV; ders. (0. Fußn. 12), 
Kap. 2. 
38) Paprotny, Der Alltag der niedersächsischen Landtagsabgeordneten, 
1995, S. 105 f. 
39) v. Arnim, Die Partei, der Abgeordnete und das Geld, 2. Auf!. (1996), 
S. 312 ff. 
40) Pfeiffer, Die Neue GeseIlschaftlFrankfurter Hefte 1997, 392 ff.; 
Glotz, Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36-37197, S. 2 H.; Walter, Die 
Woche v. 12.9.1997, S. 6; v. Arnim (0. Fußn. 12), Kap. 4. 
41) Martens, Öffentlich als Rechtsbegriff, 1969; Häher/e, in: ders., Ver-
fassung als öffentlicher Prozeß, 1978, S.225; v. Arnim, Öffentlichkeit 
kommunaler Finanzkontrollberichte als Verfassungsgebot, 1981, S. 23ff. 
42) BVerfGE 44,125 (139) = NJW 1977, 1054. 
43) v. Arnim, Staatslehre der Bundesrepublik Deutschland, 1984, 
S. 508 ff. 
44) Ebbighausen, in: NhamowitziBretter (Hrsg.), Politik - Verfassung-
Gesellschaft. Traditionslinien und Entwicklungsperspektiven, Otwin Mas-
sing zum 60. Geburtstag, 1995, S. 291. 
45) Krit. z. B. Hamm-Brücher, Der Politiker und sein Gewissen. Eine 
Streitschrift für mehr Freiheit, 1983; dies., Der freie Volksvertreter - eine 
Legende?, 1990. Gegenposition etwa bei Schütt-Wetschky, in: Haul1gslJes-
se (Hrsg.), Parteien in der Krise?, 1987, S. 237 ff. 
46) Rttdzio, in: Hartwich/Wewer (Hrsg.), Regieren in der Bundesrepu-
blik, Bd. 2, 1991, S. 125 ff.; Schreckenberger, in: Bracher u. a. (Hrsg.), 
Festsehr. f. Rudolf Morsey zum 65. Geburtstag, 1992, S. 133 ff.; ders., 
Zeitsehr. f. Parlamentsfragen 1994,329 H.; lJ. Arnim (0. Fußn. 12), Kap. 3. 
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stenerstattung und auf Ausgleich des Einkommensverlu-
stes haben, den sie durch die Übernahme und Ausübung 
des Mandats erleiden. Tatsächlich aber erhalten alle Abge-
ordneten eine gleich hohe Alimentation (wobei einige Ab-
geordnete"zu Pferd", zum Beispiel Parlamentspräsidenten 
und Fraktionsvorsitzende mit ihren meist hohen Zusatz-
diäten, noch "gleicher" sind als andere). Die grundsätzlich 
gleiche Bezahlung führt dazu, daß Tüchtige mit entspre-
chend hohem Einkommen durch die Übernahme des Man-
dats einen wirtschaftlichen Verlust erleiden. Dagegen ver-
bessern "Zeitreiche" und "Immobile", die im gesellschaft-
lich-wirtschaftlichen Bereich kaum reüssieren, durch Über-
nahme des Mandats ihr Einkommen meist beträchtlich. 
Werden Lehrer Bundestags- oder Landtagsabgeordnete, 
verdoppeln oder verdreifachen sie oft ihre Bezüge. Das 
heißt: Die materiellen Anreize, ein Mandat anzustreben, 
sprechen typischerweise gerade die Falschen an: Diejeni-
gen, die von der Politik leben wollen, statt für sie 47. 
5. Fatale Auswirkungen auf die Rekrutierung von Politikern 
Das alles hat eine geradezu abschreckende Wirkung auf 
hochqualifizierte mögliche Kandidaten außerhalb des par-
teipolitischen Spektrums: Die vorherige Ochsentour kön-
nen sich vielgefragte Leute schon aus Zeitgründen gar nicht 
leisten, die Fraktionsdisziplin nimmt dem Mandat die At-
traktivität für die besten und eigenständigsten Köpfe, und 
die beamtenähnliche Einheitsalimentation macht das Man-
da t gerade für die Erfolgreichsten zu einem finanziellen Zu-
schußgeschäft. 
6. Abschottungsversuche der Amtsinhaber 
Hinzu kommt, daß die amtierenden Abgeordneten den 
von ihnen beherrschten Staatsapparat nutzen, um das Risi-
ko einer Abwahl zu minimieren und Seiteneinsteigern den 
Weg vollends zu verlegen. Auf diese Weise blockieren die 
Eigentinteressen der politischen Klasse ihre eigene Erneue-
rung noch weiter. 
a) lnstrumentalisierung von Abgeordnetenmitarbeitern. 
Ein Beispiel: Abgeordnete haben ihre Amtsausstattung mit 
Mitarbeitern sprunghaft ausgeweitet. Bundestagsabgeord-
nete erhalten nicht nur eine steuerpflichtige Bezahlung von 
über 150000 DM jährlich, eine dynamisierte steuerfreie 
Pauschale von etwa 75000 DM jährlich und eine staatsfi-
nanzierte Altersversorgung, sondern zusätzlich noch bis zu 
240000 DM jährlich für die Bezahlung von Mitarbei-
tern 48. Das erla u bt es jedem einzelnen Bundestagsabgeord-
neten, im Durchschnitt sechs staatsbezahlte Mitarbeiter zu 
beschäftigen 49, die er auch vor Ort einzusetzen pflegt, und 
die ihm im alles entscheidenden Kampf um die parteiinter-
ne Nominierung einen schier uneinholbaren Vorteil gegen-
über allen Herausforderern verschaffen S0. 
b) Fulltime-jobs for parttime-work. Ein anderes Beispiel 
ist die volle Alimentation und Überversorgung von Landes-
parlamentariern: Während diese noch in den sechziger Jah-
ren nur einen Bruchteil der Bezüge von Bundestagsabge-
ordneten erhielten, haben die Landtage ihren finanziellen 
Status inzwischen selbst in so kleinen und armen Bundes-
ländern wie im Saarland zu vollbezahlten und überversorg-
ten Fulltime-Jobs aufgebläht - und das, obwohl die Aufga-
ben der Landesparlamente im Laufe der Zeit drastisch zu-
rückgegangen sind und durchaus auch in zeitlich begrenz-
ten Sitzungsperioden erledigt werden könnten (wie in fast 
allen Einzelstaaten der USA und wie in der Schweiz selbst 
auf Bundesebene)51. Die Vollzeitbezahlung trotz begrenz-
ter Verpflichtungen setzt die Mandatsinhaber in den Stand, 
auf Staatskosten tagein, tagaus vor Ort Nominierungs-
wahlkampf zu führen und möglichen Herausforderern von 
vornherein keine Chancen zu lassen 52. 
v. Arnim, Die Verfassung hinter der Verfassung 
7. Politikblockade und Verflüchtigung von politischer Verantwor-
tung 
a) Funktionswandel des Bundesrats. Im Bundesrat sollen 
die Länderinteressen in die Bundespolitik eingebracht wer-
den. In Wahrheit wird der Bundesrat zunehmend parteipo-
litisch instrumentalisiert und hat dadurch eine neue, ihm 
von den Verfassungsvätern gar nicht zugedachte Rolle er-
halten, die die bundespolitische Handlungsfähigkeit erheb-
lich einschränken kann 53. Eine abweichende parteipoliti-
sche Mehrheit im 'Bundesrat ist leicht versucht, die Regie-
rungsmehrheit im Bundestag mit ihrem Veto zu blockieren 
und sie auf diese Weise sozusagen an die Wand fahren zu 
lassen. 
b) Föderalistische Blockaden. Zu ähnlichen Blockaden 
kommt es in den Ländern. Diese haben ihre Kompetenzen 
im wichtigsten Länderbereich, der Schul- und Hochschul-
politik, praktisch an die Kultusministerkonferenz abgetre-
ten, die aber nur einstimmig entscheidet. Da selbst das 
kleinste der sechzehn Bundesländer alles blockieren kann 
gilt das "Geleitzugprinzip": Das schwerfälligste Schiff be~ 
stimmt das Tempo des ganzen Verbandes. Innovations-
mangel und Verkrustung sind die Folgen 54. 
c) Entmachtung der Parlamente und Wähler. Das Agieren 
der Ministerpräsidenten auf Bundesebene im Bundesrat und 
der anderen Exekutivspitzen in den vielen hunderten von in-
terföderalen Gremien (zum Beispiel eben in der Konferenz 
der Kultusminister) hat fatale Rückwirkungen auf die Ge-
wichtsverteilung in den Bundesländern: Die Landesparla-
mente und damit auch die sie wählenden Bürger werden 
(auch aus diesem Grunde) zunehmend ausgeschaltet 55 • 
8. Partizipationsdefizite auf Verfassungsebene 
Die Partizipationsdefizite sind auf Verfassungsebene 
nicht weniger eklatant. Laut Präambel hat das deutsche 
Volk sich das Grundgesetz gegeben. Tatsächlich war aber 
selten ein Volk so sehr von der Gestaltung "seiner" Verfas-
sung ausgeschlossen wie das deutsche. Der Parlamentari-
sche Rat war nicht vom Volk gewählt, sondern von den 
(unter ganz anderen Voraussetzungen gewählten) Landes-
parlamenten. Und die Westdeutschen durften auch ab-
schließend nicht über das Grundgesetz abstimmen. Das sei-
nerzeitige Argument gegen die Beteiligung des Volkes, man 
wolle die deutsche Teilung dadurch nicht verfestigen, ver-
lor seine Stichhaltigkeit spätestens, als auch nach der Wie-
dervereinigung die demokratische Legitimation nicht 
nachgeholt wurde. In der Gemeinsamen Kommission des 
Bundestags und des Bundesrats, die das Grundgesetz über-
47) Die zeitliche Koinzidenz mehrerer einschlägiger Abhandlungen aus. 
rechtswissenschaftlicher, politikökonomischer und wirtschaftsethischer 
Perspektive, die alle für eine Abwendung vom Alimentationsprinzip und 
eine Rückkehr zum Enrschädigungsprinzip streiten, indiziert die Überprü-
fungsbedürftigkeit der derzeitigen Alimentationsregelungen nachdrück-
lich: Determann, BayVBI 1997, 385 ff.; Meyer, PVS 1998, 345 ff.; Lach-
mann, in: Gaertner (Hrsg.), Wirtschaftsethische Perspektiven, Bd. 4, 1998 
S. 307 ff. Siehe auch v. Arnim, Die Partei, der Abgeordnete und das Geld' 
1. Auf!. (1991), S. 159; ders., PVS 1998,345 ff. ' 
48) v. Arnim, Die Partei, der Abgeordnete und das Geld, 2. Auf!. (1996), 
S. 179 ff. 
49) Meyer, in: HuherlMößle/Stock (Hrsg.), Zur Lage der parlamentari-
schen Demokratie, Symposium zum 65. Geburtstag von Peter Badura 
1995, S. 17. ' 
50) v. Arnim (0. Fußn. 12), Kap. 2. 
51) v. Arnim (0. Fußn. 48), S. 227ff. 
52) v. Arnim (0. Fußn. 12), S. 115 ff. (119 ff.). 
53) Lehmbruch, Parteienwettbewerb im Bundesstaat, 1976 (2. Auf!. 
1998). Siehe auch v. Dohnanyi, in: Weidenfeld (Hrsg.), Wege zur Erneue: 
rung der Demokratie, 1998, S. 69; Teufel, Föderalismus in Deutschland 
1998 (Speyerer Vorträge Heft 47); Scharpf, in: Morath (Hrsg.), Reforrr: 
des Föderalismus, 1999, S. 23 (28 f.); ?olaschek, Föderalismus als Wert?, 
1999. 
54) Oschatz, in: v. ArnimlFärberiFisch (Hrsg.), Föderalismus. Hält er 
noch, was er verspricht? (erscheint demnächst). 
55) Fischer, Der Machtverlust der Landesparlamente, 1988. 
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v. Arnim, Die Verfassung hinter der Verfassung 
prüfen sollte und die ausschließlich aus Vertretern der poli-
tischen Klasse zusammengesetzt war, blieb das Volk eben- . 
falls gänzlich ausgeschlossen 56. 
Ähnliches gilt für die Europaebene. Die (fundamental 
wichtige) Abstimmung über den Maastricht-Vertrag er-
folgte ohne lange Debatte im Parlament und ohne große öf-
fentliche Diskussion außerhalb des Parlaments. Sie ge-
schah praktisch unter Ausschluß des Volkes, ganz zu 
schweigen von einer Volksabstimmung, wie sie etwa in 
Frankreich oder Dänemark stattgefunden hat. Auch in der 
Europäischen Union verschwindet der Einfluß der Bürger 
fast völlig, weshalb alle Welt von riesigen "Demokratiede-
{iziten" auf europäischer Ebene spricht, ohne daß bisher 
praktische Wege zu ihrer Überwindung sichtbar würden 57. 
Hier besteht eine offensichtliche Diskrepanz zu Art. 23 I 1 
GG, wonach die Europäische Union dem Grundsatz der 
Demokratie verpflichtet zu sein hat. 
9. Offenheit und Chancengleichheit im politischen Wettbewerb? 
Willensbildung von oben nach. unten statt umgekehrt? 
Das Grundgesetz verbrieft die Offenheit des politischen 
Wettbewerbs und die Chancengleichheit im Kampf um die 
Macht. Doch was bedeuten diese allen politischen Wettbe-
werbern verheißenen majestätischen Grundsätze in der 
Praxis, wenn eine professionalisierte politische Klasse -
über die Fraktions- und die föderalen Grenzen hinweg -
Kartelle bildet, um ihre eigene Existenz zu sichern und zu 
verbessern und sich gegen Einwirkungen der Bürger und 
Wähler zu immunisieren? Läuft das dann in letzter Konse-
quenz nicht auf die Umkehrung der Richtung der politi-
schen Willens bildung hinaus, die in der Demokratie ja ei-
gentlich von unten nach oben verlaufen sollte 58? 
10. Erinnerungsposten 
Die skizzierten Fehlentwicklungen betreffen fast durch-
weg Bestimmungen, die sich auf das Wirken, das Zusam-
menspiel und die Konstituierung der Verfassungsorgane 
beziehen, also den sogenannten organisatorischen Teil des 
Grundgesetzes und die politischen Bürgerrechte, weniger 
auf die sonstigen Grundrechte, die die verschiedenen Berei-
che der Gesellschaft vor staatlichen Eingriffen schützen 
(mit Ausnahme des mangelnden Schutzes vor staatlichen 
Abgaben). Auf die Sicherung dieser Schutzrechte der Bür-
ger vor dem Staat hat das BVerfG besonderen Nachdruck 
gelegt. Hier erscheinen Abweichungen von Verfassungs-
recht und Verfassungswirklichkeit weniger ausgeprägt, 
und die grundgesetzliehe Bilanz scheint hier insgesamt er-
heblich besser zu sein. Es spricht allerdings manches dafür, 
daß die Verfassungsrechtsprechung bisweilen des Guten 
zuviel getan und damit dem ohnehin im Gang befindlichen 
Trend zur Individualisierung noch Vorschub geleistet hat. 
In diesem Zusammenhang wäre auch die Rechtsprechung 
zu den Leistungs- und zu den Organisations- und Verfah-
rensgrundrechten kritisch zu sichten. Zu überprüfen wäre 
auch, was in der Praxis aus der Presse- und Rundfunkfrei-
heit (Art. 5 I 2 GG) und aus der ebenfalls grundgesetzlieh 
garantierten Autonomie der Kirchen bei gleichzeitiger An-
erkennung ihres öffentlichrechtlichen Status geworden ist 
(Art. 140 GG i. V. mit den fortgeltenden Art. 136-139 und 
141 WRV). Diese Aufzählung offener Fragen ist keines-
wegs vollständig; sie können hier - sozusagen als Erinne-
rungsposten - nur angedeutet werden. 
III. Die Schlüsselrolle der Berufspolitiker 
1. Berufspolitiker als entscheidende Akteure in den Parteien 
Die im Abschnitt II skizzierten Fehlentwicklungen hän-
gen - das ist die zentrale These dieses Beitrags - mit den Ei-
\...----
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gentinteressen von Berufspolitikern zusammen, also mit 
ihren Interessen an Macht, an Posten und an Geld. Die Exi-
stenz solcher Eigeninteressen gehörr für jeden in der Politik 
erfahrenen Beobachter zu den Selbstverständlichkeiten, 
und sie ist ja auch keinesfalls auf die Politik beschränkt. 
Daß es innerhalb der Parteien ganz unterschiedliche 
Gruppen mit unterschiedlichen Perspektiven und Interes-
sen gibt 59, wurde besonders in der Auseinandersetzung um 
die Weizsäckersche Parteienschelte im Jahre 1992 60 deut-
lich. Da die Kritik des damaligen Bundcspräsidcnten sich 
nicht ausdrücklich gegen die Führungsschicht der Parteien 
richtete, sondern in herkömmlicher Weise gegen die Partei-
en insgesamt, gab sie Helmut Kohl, der sich (als seinerzeiti-
ger Bundeskanzler und Vorsitzender der CDU) getroffen 
fühlte, die Möglichkeit, zu seiner Entlastung die zwei 
Millionen Menschen anzuführen, die in den Parteien eh-
renamtlich tätig sind, ohne für sich persönlich etwas zu er-
streben 61. Und diese Feststellung Kohls war im Kern ja 
auch durchaus zutreffend. Die Kontroverse zwischen 
Weizsäcker und Kohl verdeckte damit das eigentlich Zen-
trale: Es ist die "Klasse" der Berufspolitiker, die für viele 
Fehlentwicklungen verantwortlich ist, und die große 
Mehrheit der Parteimitglieder übt daran oft am heftigsten 
Kritik, ist aber meist in einer ganz ähnlichen Ohnmachtssi-
tuation wie die Bürger insgesamt 62 . 
In Wahrheit geht es also gar nicht so sehr um "die Partei-
en" als Ganzes, sondern um eine zahlenmäßig kleine, 
machtmäßig aber sehr gewichtige Gruppe innerhalb der 
Parteien, die Berufspolitiker. Sie sind in den Parteien die ei-
gentlichen Akteure und haben eine Art "demokratische 
Fürstenherrschaft" 63 errichtet. Sie sind es, die die Verfas-
sung in den Jahrzehnten der praktischen Handhabung ih-
ren Bedürfnissen angepaßt und sie dabei in weiten Teilen in 
ihr Gegenteil verkehrt haben. Die überkommene Kritik, die 
nur pauschal auf "die Parteien" abhebt lind den inhaltli-
chen Wandel der Verfassungsbestimmungen ihrem Wirken 
zurechnet 6\ ist, mit Verlaub, auf einem überholten wissen-
schaftlichen Diskussionsstand stehengeblieben. Sie sieht 
das Problem darin, daß Parteien nicht nur an der politi-
schen Willensbildung des Volkes mitwirken, wie es in 
Art. 21 I GG heißt, sondern das Spiel der politischen Kräf-
te dominierten. Diese Auffassung ist inzwischen natürlich 
nicht ganz falsch geworden, aber eben nur ein Teil der 
Wahrheit. In dem Maße, in dem die Professionalisierung 
der Politik fortgeschritten ist, sind es tatsächlich weniger 
56) v. Arnim (0. Fußn. 37), Kap. 2. 
57) Lamprecht, NJW 1997, 505 f.; Narr, in: Schliiler·Kl1auer (Hrsg.), 
Festsehr. I. Wilfried Röhrich, 1997, 5.251 ff.; Rod/ecke, NJW 1995,261.; 
Thürer, in: Due (Hrsg.), Festschr. f. Ulrich Evcrling, Bd. 2, 1995, 
S.156lff. 
58) Siehe hierzu: Katz/Mair, Changing Models für Party Organizarion 
and Party Democracy - The Emergence of rhe Cartel Party, Party ]'olirics 
1995, S. 5 H.; Reichel, Das demokratische OHcnheirsprinzip und seine An· 
wendung im Recht der politischen Parteien, 1996; Zolo, Die demokrati-
sche Fürstenherrschaft, 1997; v. Arnim (0 . Fußn. 12), Kap. 6. 
59) Wiesendahl, Parteien in Perspektive, 1998. 
60) v. Weizsäcker im Gespräch mir Gun/er Hofmatln und Wemer 
A. Perger, 1992, S. 135 ff. 
61) Kohl, Welt am Sonntag v. 19. 7. 1992, ahgedr. in: Ho(manlllPerger 
(Hrsg.), Die Kontroverse. Weizsäckers Parteienkritik in der Diskussion, 
1992, S. 240. 
62) v. Amim (0. Fußn. 12) , Kap. l. 
63) 2010 (0. Fußn. 58), 1997. 
64) Siehe dazu die klassischen Darstellungen von leibho/z, Strukturpro· 
bleme der modernen Demokratie, 1974 (Neuausgahe der 3., erw. Auf!. 
1967), S. 78 ff., und Weber, Spannungen und Kräfte im westdeutschen 
Verfassungssystem, 3. Aufl. (1970), Aus dem zeitgenössischen Schrifttum 
Kloepfer, in: Kloepfer u. a., Das Parlamentarische Regierllngssystem der 
BlIndesrepublik Deutschland auf dem Prüfstand, Seminar zum 70. Ge· 
burtstag von Kar! August Bettermann, 1984, S. 53 ff., und jüngst Kleil1, 
FAZ v. 5. 7. 1999 (der die Problematik der politischen Klasse ebenfalls mit 
keinem Wort erwähnt). 
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die Parteien als Ganze, als vielmehr deren Berufspolitiker, 
die innerhalb der Parteien weitgehend das Sagen haben und 
deren Interessen und Motive die parteiinterne Wirklichkeit 
und die Struktur der politischen Willensbildung insgesamt 
entscheidend prägen (und damit auch das geschilderte Aus-
einanderklaffen von Normativ- und Realverfassung bedin-
gen). Sich dies wirklich klarzumachen, ist zentral sowohl für 
die problemadäquate Realanalyse als auch für die rechts-
und verfassungspolitische Therapie. Nurwem es gelingt, die 
eigentlich treibenden politischen Kräfte in den analytischen 
Blick zu bekommen, vermag die im Gang befindlichen struk-
turellen Wandlungsprozesse zu verstehen und zugleich 
fruchtbare Überlegungen zur Entwicklung von Reformen 
und deren politischer Durchsetzung anzustellen. 
2. Machtinteresse und Versorgungsinteresse von Berufspolitikern 
In der von Berufspolitikern beherrschten Verfassungs-
wirklichkeit sind zwei Motive elementar: das eine ist das 
Interesse an der Mehrheit und damit an der Macht, um 
welche Regierung und Opposition konkurrieren. Das an-
dere vitale Interesse ist, von der Politik leben zu können, 
und zwar möglichst gut und möglichst aufDauer 65 . In die-
sen Zusammenhang gehören beispielsweise die Doppelbe-
züge, die überzogenen Altersrenten von Politikern und die 
vielfältigen Methoden, mit denen sie ihre Abwahl erschwe-
ren und möglichen Konkurrenten wenig Chancen lassen 66. 
Das Versorgungsinteresse unterscheidet sich dadurch 
vom Machtinteresse, daß nicht nur eine Seite, also die Spit-
zenpolitiker der jeweiligen Regierungsparteien es befriedi-
gen können, sondern gleichzeitig alle Berufspolitiker, auch 
die der parlamentarischen Opposition. Das Versorgungsin-
teresse ist also - fraktionsübergreifend - allen hauptberuf-
lichen Politikern gemeinsam, so daß sie es am wirkungs-
vollsten nicht durch Konkurrenz, sondern durch Koopera-
tion und Kollision befriedigen können, und genau das ge-
schieht in der Praxis auch. Bei Hinterbänklern ist das Stre-
ben nach finanzieller Absicherung vielleicht sogar beson-
ders ausgeprägt, weil sie - anders als die politische Elite in 
den vorderen Rängen - dieses Interesse nicht gegen das In-
teresse an Macht und Mehrheit abwägen müssen, weil sie 
ohnehin nicht als Minister oder Inhaber anderer hoher 
Ämter in Frage kommen. Für sie persönlich ändert sich al-
so auch dann, wenn ihre Partei die Wahlen gewinnt und 
(mit)regiert, nicht allzu viel, jedenfalls nicht so viel, daß der 
Wunsch, Regierungsfraktion zu werden, in ihrem Kalkül 
die Dominanz des eigenen Versorgungsinteresses erschüt-
tern könnte. Das Zusammenwirken der Berufspolitiker bei 
der Sicherung ihrer übereinstimmenden Interessen (und 
daraus resultierende politische Kartellierungstendenzen) 
sind das zentrale Phänomen, das eine moderne Richtung 
der Politikwissenschaft heute unter dem Begriff "politische 
Klasse" thematisiert und zu dem in den letzten zehn Jahren 
eine Vielzahl von Abhandlungen erschienen ist 67• 
3. Entscheidung von Berufspolitikern in eigener Sache 
Die Eigentinteressen von Berufspolitikern sind eine Rea-
lität, von der sine ira et studio auszugehen ist. Sie werden 
nicht unbedingt schon dadurch zum Problem, daß sie exi-
stieren, sondern, genau genommen, erst dadurch, daß die 
Interessenten selbst an den Schalthebeln der staatlichen 
Macht sitzen und ihre Interessen deshalb direkt in Gesetze 
oder Haushaltstitel umsetzen können 68, zum Beispiel beim 
Wahlrecht, bei der staatlichen Finanzierung von Parteien, 
Fraktionen und Parteistiftungen, bei der Versorgung von 
Politikern, bei der parteipolitischen Vergabe von Posten 
und, was in der bisherigen wissenschaftlichen Diskussion 
meist noch übersehen wird, bei der Prägung der Struktur 
der politischen Willensbildung insgesamt und der dafür re-
v. Arnim, Die Verfassung hinter der Verfassung 
levanten Institutionen 69. Da Regierungsmehrheit und Op-
position gemeinsam auch über die für Verfassungsände-
rungen nötigen Mehrheiten verfügen, drohen die Verfas-
sungen als Barrieren gegen eigeninteressenbedingte Miß-
bräuche der Machthaber stumpf zu werden 70. Der Politik-
wissenschaftlicher Michael Greven spricht deshalb davon, 
die Souveränität sei vom Volk auf die Parteien - richtiger: 
auf die politische Klasse - übergegangen, eben weil diese in 
der Gemeinsamkeit ihrer Interessenla7e über die Spielre-geln von Macht und Einfluß verfügen I. 
4. Einfluß auf die herrschende Ideologie 
In Wahrheit ist der langfristig-hintergründige Einfluß der 
politischen Klasse noch viel intensiver und geht weit über 
die Macht zur Festlegung der formalen Regelungen hinaus: 
Wer den Staat beherrscht, hat Einfluß auf die gültigen ideo-
logischen Grundvorstellungen und bestimmt, wie der fran-
zösische Soziologe Pierre Bourdieu überzeugend dargelegt 
hat, letztlich die Denkkategorien mit, nach deren Politik 
überhaupt wahrgenommen und beurteilt wird 72. Die poli-
tische Klasse hat die Einrichtungen, die das Denken prä-
gen, insbesondere die gesamte politische Bildung, fest im 
Griff. Die Bundes- und Landeszentralen für politische Bil-
dung, die Parteistiftungen und die meisten Volkshochschu-
len sind in ihrer Hand. Kaum ein Schulleiter, der nicht auch 
unter parteipolitischen Gesichtspunkten berufen wird, 
Führungskräfte der öffentlichrechtlichen Medien werden 
nach Parteibuch bestellt. Die politische Klasse vergibt Äm-
ter mit dem höchsten Ansehen bis hin zu den Bundes- und 
Landesverfassungsrichtern. Sie verleiht alle Arten von Or-
den und Ehrenzeichen und verpflichtet sich so fast alle Zur 
Dankbarkeit, die öffentlich etwas zu sagen haben. Das er-
65) Ähnlich auch v. Beyme, Die politische Klasse im Parteienstaat 
1993, S. 30 ff.; BorchertlGolsch, Politische Vierreljahresschrift 1995, 609 
(613 H.). 
66) v. Arnim (0. Fußn. 12), Kap. 2. 
67) Landfried, Parteifinanzen und politische Macht, 1990, 2. Auf!. 
(1994), 5. 144 ff. (5.271 ff.); Klingemanl1lStösselWeßels (Hrsg.), Politi-
sche Klasse und politische Institutionen, 1991; Lei(ILegrandIKlein, Die po-
litische Klasse in Deutschland, 1992; v. Beyme (0. Fußn. 65); Borchertl 
Goiseh, Politische Vierteljahresschrift 1995, 609 H.; Rebenstorf, Die politi-
sche Klasse, 1995; v. Arnim (0. Fußn. 12); Goiseh, Die politische Klasse im 
Parlament, 1998; Borchert (Hrsg.), Politik als Beruf. Die politische Klasse 
in westlichen Demokratien, 1999. 
68) Dies verkennt v. Beyme (0. Fußn. 65), S. 194: Die Auswüchse seien 
relativ rasch unter Kontrolle zu bringen", weil die politische Klasse bei 
Durchsetzung und Verteidigung ihrer Privilegien "ohne Bundesgenossen in 
der Gesellschaft", also allein auf sich gestellt sei. Diese Behauptung geht 
ebenso weit an der Wirklichkeit vorbei wie der Versuch ihrer Begründung. 
Daß Auswüchse leicht unter Kontrolle zu bringen seien, ist schon mit 
v. Beymes eigenen Befunden etwa bei der Ämterpatronage(v. Beyme [0. 
Fußn. 65], S. 60, 88) nicht in Einklang zu bringen. Und daß die politische 
Klasse ohne Bundesgenossen sei, wäre, selbst wenn es zuträfe, nicht ent-
scheidend, weil sie keiner Bundesgenossen bedarf, sitzt sie doch als einzige 
Interessengruppe selbst direkt an den Hebeln der Macht und kann ihren In-
teressen durch Einkleiden in Gesetz, Haushaltsplan oder sonstige staatli-
che Maßnahmen zumindest äußere Legalität verschaffen. ohne daß sie da-
zu Verbündete bräuchte. Und daß die öffentliche Kontrolle ein ausreichen-
des Gegengewicht bilden könnte, verneint v. Beyme selbst, wenn er an an-
derer Stelle die Kooperation der politischen Klasse mit vielen Medienange-
hörigen beispielsweise beschreibt: v. Beyme (0. Fußn. 65), S. 82 ff. Hinzu 
kommt, daß die politische Klasse sich durch Ausweitung der Parteipatro-
nage in andere Schlüsselbereiche wie politische Bildung und Verwaltung 
immer größere und einflußreichere Kreise verpflichtet, ja daß sie durch In-
strumentalisierung der staatlichen Machtmittel auch die Ideologie weitge-
hend beherrscht, so daß ein Gegenhalten gegen Fehlentwicklungen, von 
denen immer mehr Meinungsmultiplikaroren profitieren, immer schwieri-
ger wird. Dazu sogleich unter 4. 
. 69) Dazu v. Arnim (0. Fußn. 12), durchgehend. Zum Einfluß der Eigen-
interessen von Politikern auf Fehlentwicklungen des bundesdeutschen Fö-
deralismus v. Arnim, in: Morath (Hrsg.) (0. Fußn .. 53), S. 37 (43f.). 
70) v. Arnim" Der Staat sind wir!, 1995, S. 109 H.; ders. (0. Fußn. 12), 
Kap. 6. 
71) Greven, in: Niedermayer/Stöss (Hrsg.), Stand und Perspektiven der 
Parreienforschung, 1993, S. 277 (290, 292). 
72) Bourdieu, Praktische Vernunft, 1998, S. 93 ff. (111 H., 119 ff.). 
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v. Arnim, Die Verfassung hinter der Verfassung 
leichtert es ihr umgekehrt, diejenigen, die gegen den Stachel 
löken und an die Wurzel gehende Kritik an den Verhältnis-
sen äußern 73, als politisch inkorrekt zu brandmarken, sie 
notfalls auch persönlich zu diffamieren und ins politische 
Abseits zu stellen. Und wenn dann doch einer vom inneren 
Kreis der Berufspolitiker sich aufrafft, etwas Kritisches zu 
sagen, wie Richard von Weizsäcker mit seiner Parteienkri-
tik, wird das von der politischen Klasse und (fast) allen ih-
ren unzähligen Zuarbeitern als Ausdruck von Undankbar-
keit, ja von Verrat hingestellt. 
5. Verfügung über die Bedingungen der eigenen Existenz 
Berufspolitiker verfügen damit - als einzige Berufsgrup-
pe überhaupt - nicht nur über die gesetzlichen und wirt-
schaftlichen, sondern weitgehend auch über die ideologi-
schen Bedingungen ihrer eigenen Existenz. Von daher wird 
die von Richard von Weizsäcker beschworene Gefahr, die 
politische Klasse drohe sich den Staat zur Beute zu ma-
chen 74 - mit tiefgreifenden Rückwirkungen auf das politi-
sche System und die politische Kultur - immer realer. Es ist 
eine "Verfassung hinter der Verfassung" entstanden. Die 
realen Machtverhältnisse sprechen der geschriebenen Ver-
fassung vielfach Hohn und verändern allmählich auch den 
Charakter der Parteien selbst. Wie die Politikwissenschaft-
ler Richard Katz und Peter Mair beobachtet haben, entwik-
keIn die ehemaligen Volksparteien sich allmählich zu "Kar-
tellparreien" 75, in denen Berufspolitiker das Sagen haben 
und deren zentrales Kennzeichen darin liegt, daß sie ihre 
Position durch Nutzung staatlicher Macht-, Personal- und 
Geldmittel (fast) unangreifbar machen und sich gegen Her-
ausforderer, also gegen die Konkurrenz durch neue, noch 
nicht etablierte politische Kräfte möglichst abschotten 76. 
IV. Stärkung der Volksrechte 
Gegen das Wuchern der Eigeninteressen der politischen 
Klasse nutzen wohlfeile Appelle, wie sie zum SOjährigen 
Geburtstag des Grundgesetzes überall geäußert wurden, 
wenig. Es gibt letztlich nur ein wirksames Gegenmittel, die 
Aktivierung des Volks selbst als des eigentlichen Souveräns 
in der Demokratie: Das ganze System ist für den Willen der 
Bürgerschaft durchlässiger zu machen, das heißt, der Com-
mon sense der Bürger muß den ihm in der Demokratie zu-
kommenden Einfluß erhalten. Nur dann kann der Bürger 
wirklich mitbestimmen. Nur dann können die verkrusteten 
Strukturen aufgebrochen werden, nur dann können die 
Handlungsfähigkeit der Politik und ihre Fähigkeit, auf 
neue Herausforderungen zu reagieren, wiederhergestellt 
werden. Die Erkenntnis, daß letztlich allein das Volk als 
wirksames Gegengewicht gegen Fehlentwicklungen der re-
präsentativen Demokratie in Betracht kommt, folgt aus der 
inneren Logik der Demokratie 77 und war in früheren Zei-
ten durchaus intellektuelles Gemeingues. Die zwischen-
zeitliche Verschüttung dieser Erkenntnis beruht auf den 
ideologischen Selbstschutz- und Immunisierungsstrategien 
der politischen Klasse. Denn die hier angesprochenen ur-
demokratischen Mechanismen könnten ihrer kaum be-
schränkten Monopolherrschaft wirklich gefährlich wer-
den. 
1. Das ungeklärte Verhältnis von Volkssouveränität und Reprä-
sentation 
Daß diese elementaren Zusammenhänge bisher . ver-
schleiert werden konnten, hängt mit der ungeklärten Be-
deutung zweier Grundprinzipien unserer Verfassung und 
ihrem ungeklärten Verhältnis zueinander zusammen: der 
Volkssouveränität (verstanden als Selbst- oder Mitent-
scheidung des Volks) und der Repräsentation, und dem 
Ausspielen des einen Grundsatzes gegen den anderen - oh-
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ne zu überprüfen, ob ihre ideal postulierten Voraussetzun-
gen in der Realität wirklich gegeben sind 79. Der fiktive 
Charakter von Volkssouveränität und Demokratie ist teil-
weise geradezu offensichtlich: Daß das Volk sich eine Ver-
fassung gegeben habe (wie es in der Präambel des Grundge-
setzes heißt) und daß das Volk die Abgeordneten und poli-
tischen Programme wähle, trifft (wie oben aufgezeigt) nur 
in sehr eingeschränktem Umfang und nur bei formal-vor-
dergründiger Betrachtung zu. Doch wäre das vielleicht hin-
zunehmen, wenn auf der anderen Seite wirkliche Repräsen-
tation bestände. Und in diese Richtung geht ja auch die üb-
liche Argumentation: Gegen einen Abbau des Demokratie-
defizits und gegen ein näheres Heranrücken der Politik an 
. den Common sense der Bürger (etwa durch Neuerungen im 
Bereich des Wahlrechts und direktdemokratischer Elemen-
te zur Aktivierung des politischen Wettbewerbs) pflegt im-
mer wieder der Repräsentationsgedanke ins Feld geführt 
zu werden, der den Repräsentanten einen Freiraum gewäh-
ren soll, um ihnen auch unpopuläre politische Entschei-
dungen zu ermöglichen. Zugrunde liegt die ideale Vorstel-
lung vom "repräsentativen", das heißt uneigennützigen 
und am Wohl der Gemeinschaft orientierten, Amtsträger 
und Staatsmann, wie sie das Grundgesetz und die Landes-
verfassungen in der Tat postulieren (lind auch postulieren 
müssen). Doch darf man das verfassungsrechtliche Gebot 
nicht mit der Wirklichkeit verwechseln, in der selbstver-
ständlich auch Politiker Eigeninteressen haben, denen sie 
im Falle der Kollision mit Gemeinwohlerfordernissen 
meist Vorrang geben. Das eigene Hemd ist auch den mei-
sten Politikern näher als der gemeinwohlorientierte Rock. 
Aueh unter Berufspolitikern dominiert (wie regelmäßig un-
ter "Professionals") Eigennutz statt Gemeinnutz. In dieser 
realistischen Perspektive kann der den Repräsentanten ge-
währte Freiraum unter der Hand seine Qualität völlig ver-
ändern: Statt zur Sicherung des Gemeinwohls droht er zum 
Instrument unkontrollierter Durchsetzungyon Eigeninter-
essen der politischen Klasse zu werden, zur Sicherung ihrer 
Macht und ihres Einflusses und zur Allfrcchterhaltung der 
"oligarchischen Strukturen", auf denen diese beruhen ßO? 
Damit erweist sich aber auch die von den Verfassungen 
vorausgesetzte repräsentative Grundannahme, die Reprä-
sentanten handelten quasi automatisch für das Volk, in ei-
nigem Umfang als Fiktion. Läßt man aber die unwirklich 
und fassadenhaft gewordenen Idealisierungen und Fiktio-
nen beiseite und greift auf die Verhältnisse durch, so wie sie 
faktisch nun einmal sind, so ergibt sich eine in unserem Zu-
sammenhang besonders wichtige Konsequenz. Dann läßt 
sich der Repräsentationsgedanke nämlich nicht mehr lln-
73) Daß gerade die Wissenschaft vom Staat und von der Politik "kein 
Geschäft für Leisetreter lind Opportunisten" ist, hat Fraenkcl, einer der 
großen deutschen Politikwissenschaftler der Anfangszeit der Bundesrepu-
blik betont (Fraenkel, in: das., Reformismus und Pluralismus, 1973, 
S. 337 [344]). Fraenkel fährt fort: "Eine Politikwissenschaft, die nicht ne-
reit ist, ständig anzuecken, die sich scheuen wollte, peinliche fragen zu stei-
len, die davor zurückschreckt, Vorgänge, die kraft gesellschaftlicher Kon-
vention zu arcana societatis erklärt worden sind, rücksichtsl()s zu beleuch-
ten, und die es unterläßt, freimütig gerade über diejenigen Dinge zu reden, 
über die 'man nicht spricht', habe ,.ihren Beruf verfehlt". 
74) v. Weizsäcker, Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/1982, 5.3; 
v. Weizsäcker im Gespräch (0. Fußn. 60). 
75) Katz1Mair (0. Fußn. 58). 
76) v. Arltim (0. Fußn. 12), Kap. 6. 
77) v. Arnim (0. Fußn. 12), Kap. 7. 
78) 50 heißt es zum Beispiel in den Standarderläurerungen zum Erfurter 
Programm der Sozialdemokratie von 1892: Die Forderung der direkten 
Gesetzgebung durch das Volk sei "die naturnotwendige Folge der Reprä-
sentativ-Verfassung" und diene als "Mittel der Aufsicht, der Prüfung und 
der Berichtigung der parlamentarischen Arbeit". Schänlank, in: Kautskyl 
Schönlank, Grundsätze und Forderungen der Sozialdemokratie. Erläute-
rungen zum Erfurter Programm, 2. Auf]. (1893), S. 34 H. 
79) Köchler, Neue Wege der Demokratie, 1998. 
80) Köchler (0. Fußn. 79), S. 19 ff. 

